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BUNDESSOZIALGERICHT 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

 

Verkündet am 
3. April 2014 
 
 
 
 
 
 

Az: B 2 U 25/12 R 
 
L 5 U 5/12 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 6 U 145/10 (SG Trier) 
 
 
……………………………, 
 
 
 Kläger und Revisionskläger, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und  
Gartenbau als landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft, 
Weißensteinstraße 70-72, 34131 Kassel, 
 
 Beklagte und Revisionsbeklagte, 
 
Prozessbevollmächtigter: ……………………………………. . 
  
  
  

 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom  

3. April 2014 durch den Richter   Prof. Dr.   S p e l l b r i n k    als Vorsitzenden, die Richter 

H e i n z    und   Dr.  B i e r e s b o r n    sowie die ehrenamtliche Richterin    D ö r r    und den 

ehrenamtlichen Richter   S t e i n   

für Recht erkannt: 

 

Auf die Revision des Klägers werden das Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 

6. September 2012 und das Urteil des Sozialgerichts Trier vom 3. November 2011 sowie der 

Bescheid der Beklagten vom 23. März 2010 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 

8. September 2010 aufgehoben und festgestellt, dass der Unfall des Klägers vom 17. Mai 2008 

ein Arbeitsunfall ist.  
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Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen Kosten für alle drei Rechtszüge zu 

erstatten. 

 

 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Kläger begehrt die Anerkennung eines am 17.5.2008 erlittenen Unfalls als Arbeitsunfall.  

 

Der 1946 geborene Kläger ist niederländischer Staatsangehöriger und übte in den Niederlanden 

bis zur Insolvenz seines Unternehmens eine hauptberufliche selbständige Erwerbstätigkeit als 

Bauunternehmer aus. Neben seinem Wohnsitz in den Niederlanden verfügte er seit Mai 2002 in 

der Gemeinde I.        bei T.     über einen weiteren Wohnsitz. Zusammen mit einer anderen Per-

son pachtete der Kläger im Jahre 2003 den Jagdbezirk I.     I, sowie im Jahre 2005 den an-

grenzenden Jagdbezirk V.               . Durch Bescheid vom 28.7.2005 wurde die Jagdgemein-

schaft "H.         /K.          " ab 1.4.2005 in das Unternehmerverzeichnis aufgenommen. Dort heißt 

es: "Als Jagdpächter sind sie ab dem vorgenannten Zeitpunkt Pflichtmitglied der Berufsge-

nossenschaft und unterliegen ab der Beitragsumlage 2005 der Beitragspflicht." Der Aufnahme-

bescheid ist an die Adresse des Klägers in I.       adressiert; beigefügt war ein Merkblatt, in dem 

ausgeführt wird: "Gemäß § 2 SGB VII umfasst die gesetzliche Unfallversicherung zunächst alle 

Beschäftigten. Als versicherte Personen in den Jagden kommen hauptsächlich Berufsjäger, 

Treiber, bestätigte Jagdaufseher usw., also alle Personen in Frage, die für Rechnung und im 

Auftrage des Jagdunternehmers bei der Jagd und Hege beschäftigt werden. Als Besonderheit 

der LUV erstreckt sich der Versicherungsschutz außerdem auch auf den Unternehmer (Eigen-

jagdbesitzer oder Jagdpächter)." Zu diesem Zeitpunkt war der Beklagten unbekannt, dass der 

Kläger noch über einen niederländischen Wohnsitz verfügte sowie in den Niederlanden eine 

selbständige Tätigkeit als Bauunternehmer ausübte. 

 

Bei Reparaturarbeiten an seinem Hochsitz im Jagdbezirk stürzte der Kläger am 17.5.2008 aus 

mehreren Meter Höhe ab und zog sich hierbei Verletzungen zu. Die Beklagte gewährte bis Ok-

tober 2009 die berufsgenossenschaftliche Heilbehandlung. Durch Bescheid vom 23.3.2010 in 

Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 8.9.2010 lehnte die Beklagte die Anerkennung des 

Unfalls als von ihr zu entschädigenden Arbeitsunfall ab, weil der Kläger nach den Regelungen 

des über- und zwischenstaatlichen Rechts zum Zeitpunkt des Unfalls nicht in der deutschen 

Unfallversicherung versichert gewesen sei. Da sich nach seinen Angaben der Hauptwohnsitz in 

den Niederlanden befunden habe und er dort selbständig tätig gewesen sei, seien auf der Basis 

des EG-Vertrages (EGV) die Regelungen der VO (EWG) 1408/71 einschlägig. 

 

Durch Urteil vom 3.11.2011 hat das SG Trier die Klage abgewiesen und zur Begründung aus-

geführt, der Kläger unterliege aufgrund seiner selbständigen Tätigkeit und seines gewöhnlichen 

1 

2 

3 

4 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 

 

- 4 - 

Aufenthalts in den Niederlanden ausschließlich dem dortigen Sozialversicherungssystem. Seine 

hiergegen erhobene Berufung hat der Kläger im Wesentlichen darauf gestützt, dass es gemäß 

§ 3 SGB IV für die Beurteilung seines Versicherungsschutzes allein auf die Ausübung der unter-

nehmerischen Tätigkeit als Jagdpächter in der Bundesrepublik Deutschland ankomme.  

 

Das LSG Rheinland-Pfalz hat die Berufung durch Urteil vom 6.9.2012 zurückgewiesen. Zur Be-

gründung hat es ausgeführt, es komme nicht alleine auf die inländische unternehmerische Tä-

tigkeit als Jagdpächter an. Der Vorrang des Wohnsitzstaats werde nicht dadurch in Frage ge-

stellt, dass die entsprechende selbständige Tätigkeit in den Niederlanden versicherungsfrei sei. 

Dies gelte auch bei Anwendung der Neuregelung der Art 11 Abs 1 iVm 13 Abs 2 VO (EG) 

883/2004. Auch unter dem Gesichtspunkt der Formalversicherung könne der Kläger keine Leis-

tungsansprüche geltend machen. Aus der Beitragszahlung für das Unternehmen folge kein Ver-

trauensschutz, weil sich der Beitrag für Jagden gemäß § 47 der Satzung der Beklagten nach 

dem Veranlagungswert in Form der bejagbaren Fläche richte und mithin keine Beiträge konkret 

für einzelne Versicherte - auch nicht für den Kläger als Unternehmer - erhoben würden.  

 

Mit seiner vom LSG zugelassenen Revision vertritt der Kläger die Auffassung, dass seine Versi-

cherungspflicht insbesondere in dem Aufnahmebescheid vom 28.7.2005 festgestellt worden sei.  

Das LSG verkenne die Grundsätze der sog Formalversicherung. Die Beklagte dürfe nach der 

Rechtsprechung des BVerfG auch nicht ohne gewichtige sachliche Gründe den Anknüpfungs-

punkt zwischen Beitragserhebung und Leistungsberechtigung wechseln. Zudem habe die 

Jagdpacht keinerlei Bezugspunkt zu den Niederlanden und dem dort geltenden Sozialversiche-

rungssystem. Insofern liege keine Kollisionslage vor, die durch die Anwendung der besonderen 

europarechtlichen Kollisionsvorschriften auf seine Leistungsansprüche gelöst werden müsste.  

 

Der Kläger beantragt, 

 das Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 6. September 2012 und das 

Urteil des Sozialgerichts Trier vom 3. November 2011 sowie den Bescheid der Beklagten 

vom 23. März 2010 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 8. September 2010 aufzu-

heben und festzustellen, dass der Unfall des Klägers vom 17. Mai 2008 ein Arbeitsunfall 

ist. 

 

Die Beklagte beantragt, 

 die Revision zurückzuweisen. 

 

Sie hält die angefochtenen Entscheidungen für zutreffend. 
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II 

 

Die zulässige Revision des Klägers ist begründet. Die angefochtenen Urteile und Bescheide 

beruhen auf einer Rechtsverletzung. Der Kläger stand nach dem Gesamtzusammenhang der in 

dem Bescheid vom 28.7.2005 getroffenen Regelungen  bei der Beklagten in einem formalen 

Versicherungsverhältnis (dazu unter 1.) und hat als bei der Beklagten Versicherter am 

17.5.2008 einen Arbeitsunfall erlitten (hierzu unter 2.). Dem Anspruch auf Feststellung eines 

Arbeitsunfalls nach deutschem Recht stehen europarechtliche Regelungen nicht entgegen (vgl 

unter 3.).   

 

Der Kläger begehrt mit der zulässigen Kombination aus Anfechtungs- und Feststellungsklage 

die Feststellung, dass der Unfall vom 17.5.2008, als er beim Reparieren eines Hochsitzes auf 

dem Gelände der von ihm betriebenen Jagdpacht abstürzte und verschiedene Verletzungen 

erlitt, ein Arbeitsunfall ist. Die Anfechtungsklage ist begründet, weil die Ablehnung der Feststel-

lung eines Arbeitsunfalls durch die Beklagte rechtswidrig war und der Kläger dadurch in einem 

subjektiv-öffentlichen Recht verletzt ist (§ 54 Abs 2 Satz 1 SGG). Er hat gegen die Beklagte 

einen Anspruch auf die begehrte Feststellung, weil ein Arbeitsunfall iS von § 8 SGB VII vorliegt. 

Damit ist auch die Feststellungsklage begründet, weil das umstrittene Rechtsverhältnis besteht.  

 

1. Der Kläger stand bei der Beklagten zum Zeitpunkt des Unfallereignisses in einem (formalen) 

Versicherungsverhältnis. Der Bescheid vom 28.7.2005 beinhaltet  bei objektiver Betrachtung die 

Feststellung des Bestehens einer Pflichtversicherung des Klägers als landwirtschaftlicher Unter-

nehmer bei der Beklagten (dazu a). Dieser auf eine bestehende Befugnisnorm (dazu b) ge-

stützte Bescheid ist zwar rechtswidrig (dazu c). Die in dem Bescheid getroffenen Regelungen 

beruhen auf einer Ermächtigungsgrundlage (dazu d), ihre Wirksamkeit scheitert weder an euro-

parechtlichen Kollisionsnormen (dazu e), noch sind sie nach deutschem Sozialverwaltungsrecht 

nichtig (dazu f). Dahinstehen kann, ob darüber hinaus die Voraussetzungen einer Formalversi-

cherung bestehen, weil bereits ein formales Versicherungsverhältnis vorliegt (dazu g).  

 

a) Nach § 2 Abs 1 Nr 5 Buchst a SGB VII sind Unternehmer eines landwirtschaftlichen Unter-

nehmens sowie ihre im Unternehmen mitarbeitenden Ehegatten oder Lebenspartner kraft Ge-

setzes unfallversichert. Hierzu zählen auch Jagdpächter iS von § 11 Bundesjagdgesetz (BJgdG, 

idF der Bekanntmachung vom 29.9.1976 <BGBl I 2849>, zuletzt geändert durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 29.5.2013 <BGBl I 1386>) und zwar ohne Rücksicht darauf, ob mit der Ausübung 

des Jagdrechts ein wirtschaftlicher Zweck verfolgt wird (BSG Urteil vom 20.12.1961 - 2 RU 

136/60 - BSGE 16, 79 = SozR Nr 24 zu § 537 RVO). 

 

Unabhängig von der Frage, ob für den Kläger aufgrund europarechtlicher Kollisionsnormen (§ 6 

SGB IV iVm Art 13 ff VO <EWG> 1408/71) wegen seiner selbständigen Tätigkeit und seines 

Wohnsitzes in den Niederlanden die Anwendung des deutschen Sozialversicherungsrechts 

ausgeschlossen ist und dementsprechend die gesetzlichen Voraussetzungen des § 2 Abs 1 
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Nr 5 Buchst a SGB VII auf ihn keine Anwendung finden (vgl hierzu im Einzelnen unter 1 c), war 

er jedenfalls aufgrund des bestandskräftigen Verwaltungsakts vom 28.7.2005 gegen Unfälle, die 

seiner Jagdpacht zuzurechnen sind, versichert. Die Feststellung des Bestehens der Pflichtmit-

gliedschaft ist ein Verwaltungsakt gemäß § 31 SGB X, weil sie die Regelung eines Einzelfalls 

auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts beinhaltet und auf unmittelbare Rechtswirkung nach 

außen gerichtet ist (vgl BSG Urteil vom 17.5.2011 - B 2 U 18/10 R - BSGE 108, 194 = SozR 

4-2700 § 6 Nr 2 zum Versicherungsschein; BSG Urteil vom 24.11.2005 - B 12 KR 

18/04 R - SozR 4-2600 § 2 Nr 6 RdNr 16; Engelmann in von Wulffen/Schütze, SGB X, 8. Aufl 

2014, § 31 RdNr 23 f).  

 

Der Senat legt den Bescheid vom 28.7.2005 nach dem Gesamtzusammenhang seiner Verfü-

gungssätze so aus, dass der Kläger als Empfänger diesen nur so verstehen konnte, dass ihm 

persönlich Versicherungsschutz bei seiner Tätigkeit als Jagdpächter zustehen soll. Zwar bezie-

hen sich die in dem Bescheid vom 28.7.2005 ausdrücklich formulierten Verfügungssätze ledig-

lich auf die Eintragung in das Unternehmerverzeichnis, die Feststellung der Pflichtmitgliedschaft 

und die damit verbundene Beitragspflicht sowie die Größe des Jagdreviers als Berechnungs-

grundlage für den zu zahlenden Beitrag. Bei der Auslegung von Verfügungssätzen iS des § 31 

SGB X ist jedoch vom Empfängerhorizont eines verständigen Beteiligten (§ 133 BGB) auszuge-

hen, wobei alle Zusammenhänge zu berücksichtigen sind, die die Behörde erkennbar in ihre 

Entscheidung einbezogen hat (vgl BSG Urteil vom 16.11.2005 - B 2 U 28/04 R - juris RdNr 13; 

BSG Urteil vom 28.6.1990 - 4 RA 57/89 - BSGE 67, 104, 110 f = SozR 3-1300 § 32 Nr 2 S 11 f; 

BSG Urteil vom 16.11.1995 - 4 RLw 4/94 - SozR 3-1300 § 31 Nr 10 S 12). Maßgebend ist der 

objektive Sinngehalt der Erklärung (BSG Urteil vom 17.6.2008 - B 8 AY 8/07 R - juris RdNr 12; 

BSG Urteil vom 28.10.2008 - B 8 SO 33/07 R - SozR 4-1500 § 77 Nr 1 RdNr 15; vgl BSG Urteil 

vom 12.12.2001 - B 6 KA 3/01 R - BSGE 89, 90, 99 = SozR 3-2500 § 82 Nr 3 S 12 f; Engelmann 

in von Wulffen/Schütze, SGB X, 8. Aufl 2014, § 31 RdNr 56) bzw das objektivierte Empfänger-

verständnis (BSG Urteil vom 10.7.2012 - B 13 R 85/11 R - SozR 4-2600 § 96a Nr 14 RdNr 25; 

vgl BSG Urteil vom 1.3.1979 - 6 RKa 3/78 - BSGE 48, 56, 58 f = SozR 2200 § 368a Nr 5 S 10). 

Zur Bestimmung des objektiven Regelungsgehaltes eines Verwaltungsaktes kommt es mithin 

darauf an, wie Adressaten und Drittbetroffene ihn nach Treu und Glauben verstehen mussten 

bzw durften (vgl BVerwG Urteil vom 7.6.1991 - 7 C 43/90 - NVwZ 1993, 177, 179; 

Kopp/Ramsauer, VwVfG, 13. Aufl 2012, § 35 RdNr 54). Unklarheiten gehen zu Lasten der Be-

hörde (BVerwG Urteil vom 18.6.1980 - 6 C 55/79 - BVerwGE 60, 223, 228).  

 

Unter Zugrundelegung dieser Kriterien durfte der Kläger davon ausgehen, dass mit der Auf-

nahme in das Unternehmerverzeichnis und der Feststellung der Pflichtmitgliedschaft eines Trä-

gers der gesetzlichen Unfallversicherung in einem an ihn persönlich adressierten und unter Er-

wähnung der von ihm selbst ausgeübten Jagdpacht gefassten Bescheid, er persönlich gegen 

Unfälle im Zusammenhang mit der Jagdpacht künftig versichert werden sollte (vgl BSG Urteil 

vom 13.9.2006 - B 12 AL 1/05 R - SozR 4-2400 § 27 Nr 2). Dies folgt zum einen daraus, dass in 

dem Begründungstext des Bescheids vom 28.7.2005 auf § 123 SGB VII verwiesen wird, aus 
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dem sich iVm § 2 Abs 1 Nr 5 Buchst a SGB VII die Versicherungspflicht für Unternehmer eines 

landwirtschaftlichen Unternehmens als zwingende Rechtsfolge ergibt. Auch wenn sich die Bin-

dungswirkung eines Verwaltungsakts iS des § 77 SGG grundsätzlich auf den Verfügungssatz 

beschränkt (BSG Urteil vom 20.11.1996 - 3 RK 5/96 - BSGE 79, 261 = SozR 3-2500 § 33 

Nr 21), kann einem Satz der Begründung eines Verwaltungsakts nach dem jeweils anzuwenden-

den materiellen Recht eine solche Bedeutung zukommen, dass er unter Berücksichtigung der 

Interessen der Beteiligten als selbständige Feststellung im Sinne eines (weiteren) Verfügungs-

satzes zu werten ist (BSG Urteil vom 20.11.1996 - 3 RK 5/96 - BSGE 79, 261 = SozR 3-2500 

§ 33 Nr 21; BSG Urteil vom 30.1.1990 - 11 RAr 47/88 - BSGE 66, 168, 173 = SozR 3-2400 § 7 

Nr 1). Verstärkt wird dies im vorliegenden Fall durch den Umstand, dass nach den Feststellun-

gen des LSG, die seitens der Beteiligten nicht in Zweifel gezogen werden, dem Bescheid als 

Anlage ein "Merkblatt über die gesetzliche Unfallversicherung der Jagden" beigefügt war, wel-

ches unter Nennung des § 2 SGB VII ausdrücklich ausführt, dass sich der Versicherungsschutz 

in der LUV auch auf den Unternehmer (Eigenjagdbesitzer oder Jagdpächter) erstrecke. Diese 

Erklärung kann von einem objektiven Empfängerhorizont aus nur so verstanden werden, dass 

dem Kläger gegenüber das Bestehen eines Versicherungsverhältnisses zwischen ihm und der 

Beklagten, also ein Rechtsverhältnis, festgestellt wird (BSG Urteil vom 17.5.2011 - B 2 U 

18/10 R - BSGE 108, 194 = SozR 4-2700 § 6 Nr 2). 

 

Der Kläger musste zudem davon ausgehen, dass der an ihn persönlich gerichtete Bescheid 

nach Prüfung der Tatbestandsvoraussetzungen durch eine Berufsgenossenschaft in seinem 

konkreten Einzelfall im Rahmen eines - von Amts wegen eingeleiteten - Verwaltungsverfahren 

iS von § 8 SGB X erfolgt ist (BSG Urteil vom 17.5.2011 - B 2 U 18/10 R - BSGE 108, 194 

= SozR 4-2700 § 6 Nr 2), und daher alle rechtlichen Aspekte geprüft wurden. Bei Irrtum der 

erlassenden Behörde über rechtliche Voraussetzungen oder tatsächliche Umstände bleibt bis 

zum Eintritt des Versicherungsfalls allenfalls das Rücknahmeinstrumentarium der §§ 44 ff 

SGB X, von dem die Beklagte vorliegend gerade keinen Gebrauch gemacht hat (vgl BSG Urteil 

vom 5.7.1994 - 2 RU 33/93 - juris; BSG Urteil vom 26.9.1986 - 2 RU 54/85 - mwN in HV-Info 

1987, 33).  

 

  

b) Ermächtigungsgrundlage für die Feststellung der Versicherungspflicht ist § 136 Abs 1 Satz 1 

SGB VII, wonach der Unfallversicherungsträger Beginn und Ende seiner Zuständigkeit für ein 

Unternehmen durch schriftlichen Bescheid gegenüber dem Unternehmer feststellt (BSG Urteil 

vom 5.2.2008 - B 2 U 3/07 R - SozR 4-2700 § 136 Nr 4 RdNr 14). Die Vorschrift ermächtigt nicht 

nur zur Feststellung der sachlichen und örtlichen "Zuständigkeit", sondern auch dazu, einem 

Unternehmer gegenüber (irgend)ein Versicherungsverhältnis zwischen diesem und dem Träger 

festzustellen (BSG Urteil vom 17.5.2011 - B 2 U 18/10 R - BSGE 108, 194 = SozR 4-2700 § 6 

Nr 2, RdNr 31).  
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c) Der Verwaltungsakt der Beklagten vom 28.7.2005 ist jedoch, was das LSG zutreffend erkannt 

hat, rechtswidrig, weil der Kläger kraft europäischer Kollisionsnormen ausschließlich dem ge-

setzlichen Regelungsregime der Niederlanden unterlag. Dies ändert jedoch nichts an der Wirk-

samkeit der in dem Bescheid aus der Sicht des Empfängerhorizonts (vgl soeben b) getroffenen 

Regelungen über einen Versicherungsschutz des Klägers als Jagdpächter (sogleich unter d ff). 

 

Auf den Rechtsstreit finden noch die Vorschriften der VO (EWG) 1408/71 vom 14.6.1971 (ABl 

L 149 vom 5.7.1971, S 2–50) Anwendung und nicht die VO (EG) 883/2004, die die VO (EWG) 

1408/71 erst zum 1.5.2010 - mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der Durchführungsverordnung 

VO (EG) 987/2009 - abgelöst hat (Art 91 VO <EG> 883/2004; Art 97 VO <EG> 987/2009). Aus 

Art 87 Abs 1 VO (EG) 883/2004, der nach Art 93 VO (EG) 987/2009 für Sachverhalte im An-

wendungsbereich der Durchführungsverordnung gilt, ergibt sich, dass das neue Recht keinen 

Anspruch für den Zeitraum vor Beginn seiner Anwendung begründet (vgl EuGH Urteil vom 

19.7.2012 - C-522/10 - "Reichel-Albert" - EuGHE I 2012, 518, RdNr 26). Zum einen begehrt der 

Kläger vorliegend nur die Feststellung eines Versicherungsfalls, nicht hingegen die Zahlbarma-

chung einer konkreten Leistung. Aber selbst wenn man diese Feststellung als (notwendige) 

Vorstufe für den Leistungsfall ansieht, stellt sie die Grundlage für die bereits seitens der Be-

klagten unmittelbar nach dem Unfallereignis erbrachten Sachleistungen dar, weshalb Gegen-

stand des Rechtsstreits nicht alleine Leistungen für die Zeit nach Inkrafttreten der VO (EG) 

883/2004 sind. Der Fall ist daher umfassend nach der VO (EWG) 1408/71 zu prüfen. 

 

Der Kläger unterlag hier den Vorschriften des niederländischen Rechts. Nach Art 13 Abs 1 

Satz 1 VO (EWG) 1408/71 unterliegen, vorbehaltlich der Art 14c und 14f, Personen, für die 

diese Verordnung gilt, den Rechtsvorschriften nur eines Mitgliedstaats. Art 13 Abs 2 lit b VO 

(EWG) 1408/71 bestimmt näher, dass eine Person, die im Gebiet eines Mitgliedstaats eine 

selbständige Tätigkeit ausübt, den Rechtsvorschriften dieses Staats unterliegt, und zwar auch 

dann, wenn sie im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats wohnt. Abweichend hiervon sieht Art 14a 

Nr 2 und 3 der VO (EWG) 1408/71 vor, dass eine Person, die eine selbständige Tätigkeit ge-

wöhnlich im Gebiet von zwei oder mehr Mitgliedstaaten ausübt, den Rechtsvorschriften des 

Mitgliedstaats unterliegt, in dessen Gebiet sie wohnt, wenn sie ihre Tätigkeit zum Teil im Gebiet 

dieses Mitgliedstaats ausübt. Eine Person, die eine selbständige Tätigkeit in einem Unterneh-

men ausübt, das seinen Sitz im Gebiet eines Mitgliedstaats hat und durch dessen Betrieb die 

gemeinsame Grenze von zwei Mitgliedstaaten verläuft, unterliegt den Rechtsvorschriften des 

Mitgliedstaats, in dessen Gebiet das Unternehmen seinen Sitz hat (Nr 3). Keine dieser Varianten 

liegt hier vor. Vielmehr verfügt der Kläger nach den Feststellungen des LSG über zwei Wohn-

sitze und übt zwei verschiedene selbständige Tätigkeiten in zwei verschiedenen Mitgliedstaaten 

isoliert nebeneinander aus. Der EuGH hat hierzu durch Beschluss vom 20.10.2000 klargestellt, 

dass der in Art 13 VO (EWG) 1408/71 verankerte Grundsatz der Anwendbarkeit nur eines 

Rechts gebiete, auch in solchen Fällen auf den "Wohnort" abzustellen (EuGH Urteil vom 

20.10.2000 - C-242/99 - "Vogler" - EuGHE I 2000, 9083, RdNr 24 und RdNr 27; in diesem Sinne 

auch EuGH Urteil vom 18.4.2013 - C-548/11 - "Mulders" - vgl dazu Fuchs, NZS 2014, 121, 124). 
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Der Kläger hatte seinen Wohnort in diesem Sinne in den Niederlanden. Als Wohnort bestimmt 

Art 1 lit h VO (EWG) 1408/71 den Ort des gewöhnlichen Aufenthalts. Kommen zwei Aufent-

haltsorte (Art 1 lit i VO <EWG> 1408/71) in Betracht, bestimmt sich der Wohnort nach objektiven 

und subjektiven Umständen. Entscheidend ist, wo sich der gewöhnliche Mittelpunkt der Interes-

sen des Einzelnen befindet (Eichenhofer in Fuchs, Europäisches Sozialrecht, 4. Aufl 2005, Art 1 

RdNr 31). Der EuGH hat darauf hingewiesen, dass der Begriff des Mitgliedstaats, in dem die 

Person wohnt, den Staat bezeichnet, in dem die Person gewöhnlich wohnt und in dem sich auch 

der gewöhnliche Mittelpunkt ihrer Interessen befindet (EuGH Urteil vom 

16.5.2013 - C-589/10 - "Wencel" - ZESAR 2013, 456; EuGH Urteil vom 

25.2.1999 - C-90/97 - "Swaddling" - EuGHE I 1999, 1075, RdNr 29). Nach den unangegriffenen 

Feststellungen des LSG hielt sich der Kläger zeitlich überwiegend an seinem Wohnort in den 

Niederlanden auf, wo er eine hauptberufliche selbständige Erwerbstätigkeit als Bauunternehmer 

ausübte. Die rechtliche Schlussfolgerung des LSG, den gewöhnlichen Aufenthalt des Klägers 

und damit seinen Wohnort iS von Art 1 lit h und i VO (EWG) 1408/71 als in den Niederlanden 

liegend zu bestimmen, ist daher nicht zu beanstanden. Ein anderes Ergebnis würde sich im 

Übrigen wohl auch nicht unter Anwendung der VO (EG) 883/2004 ergeben.   

 

d) Trotz seiner Rechtswidrigkeit ist der Verwaltungsakt vom 28.7.2005 gleichwohl wirksam. Der 

Verwaltungsakt vom 28.7.2005 wurde dem Kläger ordnungsgemäß bekannt gegeben (§ 37 

Abs 1 SGB X; BSG Urteil vom 13.11.1985 - 1/8 RR 5/83 - BSGE 59, 122, 128 = SozR 2200 

§ 253 Nr 2). Die Ermächtigung des § 136 Abs 1 SGB VII gilt nämlich auch dann, wenn die Fest-

stellung erfolgt, ohne dass die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen. Die Beklagte hat sich 

somit auf eine vorhandene Ermächtigungsgrundlage gestützt, um durch den Aufnahmebescheid 

den Beginn der von ihr angenommenen Zuständigkeit aufgrund einer gesetzlichen Versicherung 

des Unternehmers nach § 2 Abs 1 Nr 5 Buchst a SGB VII festzustellen (BSG Urteil vom 

17.5.2011 - B 2 U 18/10 R - BSGE 108, 194 = SozR 4-2700 § 6 Nr 2; s zum Aufnahmebescheid 

Streubel in LPK-SGB VII, 3. Aufl 2011, § 136 RdNr 5). 

 

e) Die Wirksamkeit der Feststellung des Versicherungsschutzes scheitert nicht an europarecht-

lichen Kollisionsnormen, die lediglich das anzuwendende materielle Recht (Statut), nicht hinge-

gen - wie Sachnormen - unmittelbar das zugrunde liegende Lebensverhältnis und damit auch 

das Verfahrensrecht regeln (von Maydell, Sach- und Kollisionsnormen, 1967, S 22 ff). Zwar 

genießen unmittelbar geltende Vorschriften des Unionsrechts im Kollisionsfall Anwendungsvor-

rang gegenüber dem nationalen Recht (s EuGH Urteil vom 15.7.1964 - C-6/64 - "Costa./. 

E.N.E.L" - EuGHE 1964, 1251; EuGH Urteil vom 7.2.1991 - C-184/89 - "Nimz" - EuGHE I 1991, 

I-297, RdNr 19; BVerfGE 75, 223, 244; BVerfGE 85, 191, 204). Jedoch beeinflusst der Grund-

satz vom "Vorrang des Unionsrechts" nicht die Verfahrensautonomie der Mitgliedstaaten 

(Kopp/Ramsauer, VwVfG, 12. Aufl 2011, Einführung II RdNr 38), wonach diese berechtigt und 

verpflichtet sind, das Unionsrecht ebenso wie das nationale Recht nach den Regelungen des 

nationalen (Verwaltungs-) Verfahrensrechts unter Berücksichtigung der allgemeinen Verfah-
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rensgrundsätze der EU zu vollziehen, soweit nicht unmittelbar geltende Verfahrensbestimmun-

gen der EU ausnahmsweise vorgehen (vgl EuGH Urteil vom 

21.9.1983 - C-205/82 - "Milchkontor" - EuGHE 1983, 2633, 2665; vgl BVerwG Urteil vom 

29.11.1990 - 3 C 77.87 - BVerwGE 87, 154, 158). Art 48 AEUV sieht wie zuvor Art 42 EGV ge-

rade eine Koordinierung und keine Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 

vor, weshalb im Übrigen die materiellen und formellen Unterschiede zwischen den Systemen 

der sozialen Sicherheit der einzelnen Mitgliedstaaten und folglich zwischen den Ansprüchen der 

dort Versicherten durch diese Bestimmung nicht berührt werden. Somit bleibt jeder Mitgliedstaat 

dafür zuständig, im Einklang mit dem Unionsrecht in seinen Rechtsvorschriften festzulegen, 

unter welchen verfahrensrechtlichen Voraussetzungen die Leistungen eines Systems der sozia-

len Sicherheit gewährt werden (vgl EuGH Urteil vom 30.6.2011 - C-388/09 - "da Silva Mar-

tins" - EuGHE I 2011, 5737). Ebenso wenig wie die VO (EWG) 1408/71 gemäß § 6 SGB IV ge-

genüber § 3 SGB IV vorrangige Regelungen zum Bestehen der Versicherungspflicht nach nati-

onalem Recht sowie einer Pflichtmitgliedschaft bei einem nationalen Sozialversicherungsträger 

enthält, sondern diese nur ergänzt (BSG Urteil vom 26.1.2005 - B 12 P 4/02 R - SozR 4-2400 

§ 3 Nr 1; vgl BSG Urteil vom 16.6.1999 - B 1 KR 5/98 R - BSGE 84, 98, 100 = SozR 3-2400 § 3 

Nr 6 S 8), kann sie demgemäß ein nach nationalem Verwaltungsverfahrensrecht entstandenes 

(formales) Versicherungsverhältnis beseitigen. Eine europarechtliche Norm, die bestimmt, dass 

ein materiell europarechtswidriger Verwaltungsakt grundsätzlich nichtig ist, existiert ersichtlich 

nicht.  

 

f) Der das Versicherungsverhältnis zwischen dem Kläger und der Beklagten feststellende Ver-

waltungsakt vom 28.7.2005 ist auch nicht gemäß § 40 SGB X nichtig. Die in § 40 Abs 2 SGB X 

genannten Tatbestände liegen nicht vor. Nach § 40 Abs 1 SGB X ist ein Verwaltungsakt nichtig, 

soweit er an einem besonders schwerwiegenden Fehler leidet und dies bei verständiger Würdi-

gung aller in Betracht kommenden Umstände offensichtlich ist. Auch wenn aufgrund europa-

rechtlicher Kollisionsnormen der Kläger alleine dem niederländischen Sozialversicherungsrecht 

unterfällt und die Feststellung eines Sozialversicherungsverhältnisses nach deutschem Recht 

mithin objektiv rechtswidrig war, war dieser Fehler nach den Kriterien des § 40 Abs 1 SGB X 

nicht "offensichtlich". Maßstab für die "Offensichtlichkeit" eines Fehlers ist der Durchschnittsbür-

ger, der ohne besondere Sachkenntnis den Fehler erkennen können muss (vgl nur Roos in von 

Wulffen, SGB X, 8. Aufl 2014, § 40 RdNr 10 mwN). Dass ein Jagdpächter, der zumindest auch 

über einen Wohnsitz im Gebiet des Geltungsbereichs des SGB X verfügt, hinsichtlich seiner in 

Deutschland betriebenen Jagdpachten deutschem Sozialversicherungsrecht nicht unterliegt, ist 

nicht in diesem Sinne offenkundig (vgl BSG Beschluss vom 23.2.2005 - B 2 U 409/04 B - juris). 

Selbst bei groben Zuständigkeitsverstößen ist ein Feststellungsbescheid daher zwar rechtswid-

rig aber nicht nichtig (BSG Urteil vom 28.11.1961 - 2 RU 36/58 - BSGE 15, 282, 285 = SozR 

Nr 1 zu § 666 RVO; BSG Urteil vom 30.10.1974 - 2 RU 42/73 - BSGE 38, 187, 192 = SozR 2200 

§ 664 Nr 1; s auch Ricke in Kasseler Kommentar, SGB VII, § 136 RdNr 3). Schließlich führt 

auch der (oben unter e> bereits zitierte) Grundsatz vom "Vorrang des Europarechts" nicht dazu, 

dass jeder Verstoß gegen Gemeinschaftsrecht binnenstaatlich als Nichtigkeitsgrund zu behan-
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deln ist (BVerwG Beschluss vom 11.5.2000 - 11 B 26/00 - NVwZ 2000, 1039; BVerwG Urteil 

vom 18.4.1997 - 3 C 3.95 - BVerwGE 104, 289, 295 f; vgl EuGH Urteil vom 

19.9.2006 - C-392/04, C-422/04 - "i-21 Germany und Arcor" - EuGH I 2006, 8559 ff).  

 

g) Der Senat konnte es aufgrund des durch Verwaltungsakt vom 28.7.2005 festgestellten for-

malen Versicherungsverhältnisses dahinstehen lassen, ob auch die Voraussetzungen einer 

Formalversicherung vorliegen, weil die Beklagte den Kläger ohne dessen Verschulden auch 

vom Beitragsjahr 2005 an regelmäßig zu Beiträgen veranlagt hat. Während das hier vorliegende 

formale Versicherungsverhältnis durch einen rechtswidrigen, aber wirksamen Verwaltungsakt 

begründet wird (vgl grundlegend BSG Urteil vom 17.5.2011 - B 2 U 18/10 R - BSGE 108, 194 

= SozR 4-2700 § 6 Nr 2), stellt die Rechtsprechung des BSG zur Formalversicherung im We-

sentlichen auf den Vertrauensschutz desjenigen ab, der (wegen der Aufnahme in das Unter-

nehmerverzeichnis als Mitglied und zugleich als Versicherter) unbeanstandet Beiträge zur ge-

setzlichen Unfallversicherung entrichtet hat (s BSG Urteil vom 30.3.1988 - 2 RU 34/87 - SozR 

2200 § 539 Nr 126 mwN; BSG Urteil vom 26.11.1987 - 2 RU 7/87 - SozR 2200 § 776 Nr 8 mwN; 

BSG Urteil vom 26.6.1973 - 8/7 RU 34/71 - BSGE 36, 71 = SozR Nr 40 zu § 539 RVO). Die For-

malversicherung kann sich auch auf Fälle erstrecken, in denen einzelne nicht versicherungs-

pflichtige Personen in den Lohnnachweis aufgenommen und bei der Bemessung der Beiträge 

berücksichtigt worden sind (BSG Urteil vom 14.12.1999 - B 2 U 48/98 R - juris; vgl BSG Urteil 

vom 27.7.1972 - 2 RU 193/68 - BSGE 34, 230, 233 = SozR Nr 1 zu § 664 RVO mwN).  

 

Durch den materiell-rechtlich rechtswidrigen, aber wirksamen Verwaltungsakt vom 28.7.2005 

(§ 39 Abs 1 bis 3 SGB X), der dem Kläger ordnungsgemäß bekanntgegeben wurde (§ 37 Abs 1 

SGB X) ist somit ein formales Versicherungsverhältnis begründet worden (BSG Urteil vom 

17.5.2011 - B 2 U 18/10 R - BSGE 108, 194 = SozR 4-2700 § 6 Nr 2; s auch Streubel in 

LPK-SGB VII, 3. Aufl 2011, § 136 RdNr 5). Damit war der Kläger kraft der Regelungswirkung 

des Verwaltungsakts und unabhängig von dem anwendbaren Rechtsstatut zum Zeitpunkt des 

streitgegenständlichen Ereignisses gegen im wesentlichen Zusammenhang mit seiner 

Jagdpacht stehende Unfälle versichert, weil die Beklagte das versicherungsrechtliche Wagnis, 

gegen das die Unfallversicherung schützt, rechtsverbindlich übernommen hat (vgl BSG Urteil 

vom 30.6.1965 - 2 RU 175/63 - BSGE 23, 139, 141 = SozR Nr 1 zu § 555 RVO; BSG Urteil vom 

27.7.1989 - 2 RU 54/88 - SozR 2200 § 551 Nr 3). 

 

2. Das Ereignis vom 17.5.2008 stellte auch einen Arbeitsunfall nach § 8 Abs 1 SGB VII dar. 

Hiernach sind Arbeitsunfälle Unfälle von Versicherten infolge einer den Versicherungsschutz 

nach §§ 2, 3 oder 6 SGB VII begründenden Tätigkeit (versicherte Tätigkeit; Satz 1). Unfälle sind 

zeitlich begrenzte, von außen auf den Körper einwirkende Ereignisse, die zu einem Gesund-

heitsschaden oder zum Tod führen (Satz 2). Für einen Arbeitsunfall eines Versicherten ist da-

nach im Regelfall erforderlich, dass seine Verrichtung zur Zeit des Unfalls der versicherten Tä-

tigkeit zuzurechnen ist (innerer oder sachlicher Zusammenhang), sie zu dem zeitlich begrenzten 

von außen auf den Körper einwirkenden Ereignis - dem Unfallereignis - geführt (Unfallkausalität) 
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und das Unfallereignis einen Gesundheitsschaden oder den Tod des Versicherten verursacht 

hat (haftungsbegründende Kausalität); das Entstehen von länger andauernden Unfallfolgen 

aufgrund des Gesundheitsschadens (haftungsausfüllende Kausalität) ist keine Tatbestands-

voraussetzung eines Arbeitsunfalls (BSG Urteil vom 18.1.2011 - B 2 U 9/10 R - BSGE 107, 197 

= SozR 4-2700 § 2 Nr 17; vgl BSG Urteil vom 4.9.2007 - B 2 U 24/06 R - SozR 4-2700 § 8 Nr 24 

RdNr 9 mwN). 

 

Der Unfall in Form des Sturzes vom Hochsitz ereignete sich bei einer Verrichtung des Klägers, 

die sowohl objektiv (BSG Urteil vom 9.11.2010 - B 2 U 14/10 R - SozR 4-2700 § 8 Nr 39 

RdNr 22) als auch subjektiv auf Erfüllung des Tatbestands der jeweiligen versicherten Tätigkeit 

ausgerichtet war. Im Bereich der Unternehmerversicherung sind alle Tätigkeiten, die im inneren 

Zusammenhang mit dem Unternehmen stehen, versichert (Bereiter-Hahn/Mehrtens, SGB VII, 

§ 2 RdNr 10.3.), und daher auch alle Nebentätigkeiten, die dem Erhalt des Jagdreviers dienen, 

somit auch die Reparatur eines Hochsitzes (Bereiter-Hahn/Mehrtens, SGB VII, § 123 RdNr 13). 

Der Kläger hat zudem rechtlich wesentlich durch das angeschuldigte Unfallereignis verursacht 

Gesundheitsschäden in Form von Frakturen zweier Lendenwirbelkörper und des Handgelenks 

erlitten.  

 

3. Aus dem formalen Versicherungsverhältnis folgt der Anspruch des Klägers, den Versiche-

rungsfall festzustellen. Die Anerkennung eines Versicherungsfalls nach deutschem Unfallversi-

cherungsrecht führt auch nicht zu Wirkungsverlusten des Unionsrechts. Zum einen wird dadurch 

keine verfahrensrechtliche Schlechterstellung von Angehörigen anderer Mitgliedstaaten im 

Sinne des Diskriminierungsverbots bewirkt (s EuGH Urteil vom 

21.9.1983 - C-205/215/82 - "Milchkontor" - EuGHE I 1983, 2633) noch wird zum anderen die 

effektive Durchsetzung des Unionsrechts dadurch behindert (sog Effektivitätsgebot, EuGH Urteil 

vom 15.9.1998 - C-231/96 - "Edis" - EuGHE I 1998, 4951, RdNr 19 und 34). Die Bestimmungen 

der VO (EWG) 1408/71 sind im Lichte des Art 48 AEUV so auszulegen, dass sie die Freizügig-

keit der Arbeitnehmer erleichtern sollen (EuGH Urteil vom 30.6.2011 - C-388/09 - "da Silva Mar-

tins" - EuGHE I 2011, 5737, RdNr 70). Dies impliziert, dass Wanderarbeitnehmer nicht deshalb 

Ansprüche auf Leistungen der sozialen Sicherheit verlieren oder geringere Leistungen erhalten 

dürfen, weil sie ihr Recht auf Freizügigkeit ausgeübt haben. Eine Auslegung dieser Bestimmun-

gen, die es einem Mitgliedstaat verbietet, Arbeitnehmern sowie deren Familienangehörigen 

einen weitergehenden sozialen Schutz zu gewähren, als sich aus der Anwendung europarechtli-

cher Normen ergibt, liefe dem Ziel der VO (EWG) 1408/71 und Art 48 AEUV zuwider (vgl EuGH 

Urteil vom 16.7.2009 - C 208/07 - "von Chamier-Gliszinski" - EuGHE I 2009, 6097, RdNr 56). 

Entscheidend ist, ob bei unter Verstoß gegen die Zuständigkeitsregelungen der Art 13 ff der VO 

(EWG) 1408/71 gewährten Leistungen des nicht zuständigen Mitgliedstaates (hier Deutsch-

lands) ein Arbeitnehmer in Folge der Wahrnehmung seines Rechts auf Freizügigkeit einen 

Rechtsnachteil erleidet (s EuGH Urteil vom 12.6.2012 - C-611/10 ua - "Hudzinski" - juris 

RdNr 26 ff). Dies gilt auch für die Freiheit der Selbständigen als Teil der Niederlassungsfreiheit 

(Art 49 AEUV), da die Freizügigkeit auch diesbezüglich oberster Leitgedanke der Koordinierung 
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ist (s Art 48 Abs 1 AEUV; vgl Fuchs in Kreikebohm/Spellbrink/Waltermann, Kommentar zum 

Sozialrecht, 1 Aufl 2009, VO <EWG> 1408/71 RdNr 4 zu Art 39 ff; Langer in Fuchs, Europäi-

sches Sozialrecht, 4. Aufl 2005, Vorbemerkungen zu Art 39 EG RdNr 1).  

 

Durch die vom Kläger begehrte Feststellung des Versicherungsfalls in Deutschland sind indes  

keinerlei Nachteile oder gar ein Verlust etwaiger Leistungsansprüche im zuständigen Mitglied-

staat Niederlande zu befürchten. Das BSG ist nicht durch § 162 SGG gehindert, insoweit auch 

ausländisches Recht zu prüfen (BSG Urteil vom 18.12.2008 - B 11 AL 32/07 R - BSGE 102, 211 

= SozR 4-4300 § 142 Nr 4; vgl auch BSG Urteil vom 6.3.1991 - 13/5 RJ 39/90 - BSGE 68, 184, 

187 = SozR 3-2400 § 18a Nr 2 mwN; BSG Urteil vom 24.7.1997 - 11 RAr 95/96 - BSGE 80, 295, 

299 = SozR 3-4100 § 142 Nr 1; BSG Urteil vom 5.9.2007 - B 11b AS 49/06 R - SozR 4-4200 

§ 11 Nr 7 RdNr 25; BSG Urteil vom 31.8.1977 - 1 RA 155/75 - BSGE 44, 221, 222 = SozR 5050 

§ 15 Nr 8), weil das LSG - aus seiner Sicht konsequent - das niederländische Recht nicht erör-

tert hat (vgl BSG Urteil vom 18.12.2008 - B 11 AL 32/07 R - BSGE 102, 211 = SozR 4-4300 

§ 142 Nr 4; BSG Urteil vom 13.10.1992 - 4 RA 24/91 - BSGE 71, 163 = SozR 3-5050 § 15 Nr 4; 

BSG Urteil vom 8.7.1993 - 7 RAr 64/92 - BSGE 73, 10 = SozR 3-4100 § 118 Nr 4; BSG Urteil 

vom 29.1.2008 - B 5a/5 R 20/06 R - BSGE 100, 1 = SozR 4-3250 § 33 Nr 1).  

 

Eine gesetzliche Unfallversicherung existiert in den Niederlanden nicht (Fuchs in Europäisches 

Sozialrecht, 4 Aufl 2005, Art 61 RdNr 2). Ansprüche wegen Arbeitsunfähigkeit oder Invalidität 

werden dort unabhängig von der Entstehungsursache durch verschiedene Arbeitnehmerversi-

cherungen (werknemersverzekeringen) entschädigt, die im Unterschied zu den wohnsitzabhän-

gigen Volksversicherungen (volksverzekeringen) alleine abhängig Beschäftigten, nicht aber 

Selbständigen offenstehen (vgl Pabst, BPUZ 11/2002, 580; Walser, ZFSH/SGB 2008, 195; 

s auch http://www.svb.nl/int/de sowie http://www.government.nl/documents-and-publica-

tions/leaflets/2012/08/02/short-survey-of-social-security-in-the-netherlands-1-july-2012.html). 

Der Senat hat keine Zweifel, dass der Kläger als Bauunternehmer in den Niederlanden eine 

selbständige Berufstätigkeit ausgeübt hat, in deren Rahmen er Leistungen erhielt, die es ihm 

ermöglichten, ganz oder teilweise seinen Lebensunterhalt zu bestreiten (EuGH Urteil vom 

23.10.1986 - C-300/84 - "van Roosmalen" - EuGHE I 1986, 3097). Nach den Angaben des Klä-

gers hat dieser auch von der im niederländischen Recht vereinzelt bestehenden Möglichkeit, 

sich freiwillig in einem Zweig der gesetzlichen Arbeitnehmerversicherung gegen Krankheit oder 

Invalidität zu versichern, keinen Gebrauch gemacht. Im Ergebnis ist somit das Eingreifen natio-

naler Antikumulierungsvorschriften iS von Art 12 Abs 2 VO (EWG) 1408/71, die zu einem 

Rechtsnachteil für den Kläger führen könnten, wenn Versicherungsschutz (und Leistungen) 

nach deutschem Recht gewährt werden, nicht denkbar. Der Senat konnte dabei dahinstehen 

lassen, ob der Kläger eine private Unfallversicherung zum Zeitpunkt des streitgegenständlichen 

Unfallereignisses abgeschlossen hatte, weil diese nicht zu den in Art 4 VO (EWG) 1408/71  

vorausgesetzten Zweigen der sozialen Sicherheit zählt (vgl Fuchs in Europäisches Sozialrecht, 

4. Aufl 2005, Art 4 RdNr 5) und dementsprechend bei etwaigen Antikumulierungsnormen keine 

Berücksichtigung findet. 
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